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Migrationsbericht 2003

Ein munteres Kommen
und Gehen

Anfang des Jahres legte die Beauf-
tragte der Bundesregierung für Mig-
ration, Flüchtlinge und Integration,
Marieluise Beck, dem Bundestag den
„Migrationsbericht 2003“ vor. Der
Bericht bietet einen Überblick über
das Migrationsgeschehen in Deutsch-
land und zieht Vergleiche zu anderen
europäischen Staaten. Daneben wer-
den die einzelnen Zuwanderer-
gruppen in Deutschland aufgeschlüs-
selt. Weitere Themen sind unkontrol-
lierte Migration und mögliche Folgen
der EU-Erweiterung auf den Migrati-
onsprozess.

Die Zuwanderung nach Deutschland
stellt sich dem Bericht nach wie folgt
dar: Im Jahr 2002 sind rund 843.000
Menschen nach Deutschland einge-
wandert. Demgegenüber stehen
623.255 Abwanderungen. Daraus er-
gibt sich ein Gesamtwanderungssaldo
von +219.288. Rund zwei Drittel aller
Zugezogenen stammen aus Europa

(584.717). Etwa 16 Prozent zogen aus
Staaten der Europäischen Union zu, die
restlichen 436.010 Personen kamen
aus anderen europäischen Ländern,
darunter 12 Prozent aus Polen, neun
Prozent aus der Russischen Föderati-
on, davon knapp 54 Prozent Spätaus-
siedler oder deren Familien.

Weitere 20 Prozent aller Einwande-
rer 2002 stammen aus Asien, sieben
Prozent aus Amerika, Australien und
Ozeanien. Nur 4,6 Prozent zogen aus
afrikanischen Ländern nach Deutsch-
land.

Diesen Einwanderungen standen ins-
gesamt 623.255 Fortzüge gegenüber.
24 Prozent zogen in andere EU-Staa-
ten, 13 Prozent nach Polen und zehn
Prozent, hauptsächlich Kriegsflücht-
linge, ins ehemalige Jugoslawien.

Während sich Zu- und Fortzüge aus
Afrika und Amerika, Australien und

Ausländische Ärztinnen und Ärzte am 31.12.1999 in Deutschland
ZAHLENWERK

Ozeanien in etwa die Waage halten,
zeigt sich gegenüber den europäi-
schen Nicht-EU-Ländern ein positives
Wanderungssaldo (+129.554). Auch
aus asiatischen Ländern reisten
96.963 Menschen mehr ein als aus.

Die Zahlen sind jedoch mit Vorsicht
zu genießen: Seit 1950 ist die amtli-
che Zu- und Fortzugsstatisktik Grund-
lage der Wanderungsstatistik. Perso-
nen, die mehrmals im Jahr ihren
Wohnsitz verlegen, gehen auch dem-
entsprechend häufig in die Statistik
ein. Die Wanderungsstatistik Deutsch-
lands ist also eine fallbezogene und
keine personenbezogene Erhebung
und ist demzufolge relativ ungenau.

Nach einer Empfehlung der Vereinten
Nationen sollte von Zuwanderung
gesprochen werden, sobald eine Per-
son ein Jahr im Zielland lebt. Einige
europäische Länder haben diesen
Standard, andere, wie Frankreich, füh-
ren gar keine Migrationsstatistik. Des-
halb ist ein Vergleich innerhalb
Europas entsprechend schwer. Trotz-
dem lässt sich sagen, dass alle Staa-
ten der EU spätestens seit Mitte der
neunziger Jahre einen positiven
Wanderungssaldo haben.

Vergleicht man die Zuwanderungs-
zahlen der Staaten von 2001 im Ver-
hältnis zur jeweiligen Bevölkerungs-
größe, so haben die Schweiz, Irland –
ein ehemals klassisches Auswande-
rungsland – und Österreich einen hö-
heren Zuzug pro Kopf als Deutschland
– Dänemark erreicht einen nahezu
gleichen Wert.

Der Migrationsbericht 2003 kann
online heruntergeladen oder bestellt
werden unter:
www.migrationsbeauftragte.de
Schriftliche Bestellungen an die
Beauftragte der Bundesregierung für
Migration, Flüchtlinge und Integration
Rochusstraße 8-10
53123 Bonn
Fax: 01888/ 555-4934St
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Das Europäische Netzwerk gegen Ras-
sismus (ENAR) fordert in einer Petiti-
on die Ausweitung der Unions-
bürgerschaft auf DrittstaatlerInnen,
welche einen festen Wohnsitz inner-
halb der Europäischen Union besitzen.

Zur Begründung heißt es, ein demo-
kratisches Europa könne den Aus-
schluss von Millionen von Einwan-
derern aus Drittstaaten, die inner-
halb Europas arbeiten und leben,
nicht hinnehmen. Da sie fester Be-
standteil des Zusammenlebens in der
Gemeinschaft sind, seien sie von
politischen Entscheidungen auf kom-
munaler und europäischer Ebene

ENAR-Petition „Wahlrecht für DrittstaatlerInnen“

Zusammen leben, arbeiten, wählen
ebenso betroffen
wie Unionsbürger-
Innen und sollten
deswegen wählen
oder sich selbst zur
Wahl stellen dürfen.

Auf dieser Grundla-
ge schlägt das ENAR
eine Änderung des Wortlauts von Ar-
tikel 17 der konsolidierten Fassung
des Vertrags der Europäischen Ge-
meinschaft vor: An die Formulierung
„UnionsbürgerIn ist, wer die Staats-
angehörigkeit eines Mitgliedstaates
besitzt“ soll noch „…oder im Ho-
heitsgebiet eines Mitgliedstaates sei-

Neue Ausbildungsplätze in NRW

Licht im Dunkel
Nach Zahlen des Landesarbeitsamtes
und des Ministeriums für Wirtschaft
und Arbeit in Nordrhein-Westfalen
sind aktuell 7.060 Jugendliche in
NRW ohne Ausbildungsstelle. Das
sind 43 Prozent mehr als im Vorjahr.
Ein Lichtblick in dieser eher düsteren
Bilanz: Im Rahmen des Projekts
„Unternehmensfestigung durch Per-
sonalentwicklung in ausländischen
Betrieben in NRW “ konnte die Stif-
tung Zentrum für Türkeistudien (ZfT)
jedoch rund 100 Ausbildungsplätze
in 73 verschiedenen ausländischen
Betrieben akquirieren.

In der Zwischenbilanz heißt es, dass
sich dieses Vorhaben in unserer wirt-
schaftlich unsicheren Zeit als äußerst
schwierig erweise, jedoch könne „der
Abbau von Zugangsschranken und
Bürokratie – Stichworte Ausbilder-
eignungsverordnung und Handwerks-
ordnung – das Ausbildungspotential
und die Ausbildungsbereitschaft in
Migrantenbetrieben durchgreifend er-
höhen“, sagt ZfT-Direktor Faruk Sen.

Das Projekt wird im Auftrag des Mi-

nisteriums für Wirtschaft und Arbeit
und der Europäischen Union in „Ziel
2 Regionen“ durchgeführt und arbei-
tet seit einem Jahr mit der Zielset-
zung, „die Aus- und Weiterbildungs-
situation und Qualifikationsstruk-
turen in ausländischen Betrieben zu
verbessern“.

Die Ausbildungsquote in türkischen
Unternehmen ist im Jahr 2002 zwar
auf 12 Prozent gestiegen, liegt aber
immer noch deutlich unter dem Durch-
schnitt: Der prozentuale Anteil der
ausbildenden Betriebe liegt selbst in
den neuen Bundesländern bei 27 Pro-
zent, also mehr als doppelt so hoch.
In den alten Bundesländern liegt der
Durchschnitt sogar bei 30,4 Prozent.
Der geringe Anteil türkischer Aus-
bildungsbetriebe resultiert jedoch
nicht aus mangelnder Ausbildungs-
bereitschaft oder fehlender Branchen-
vielfalt, sondern hat häufig andere
Ursachen: Fehlende betriebliche Struk-
turen und Kapazitäten, sprachliche
Barrieren, Verzögerungen in behörd-
lichen Abläufen oder einfach nicht
ausreichend qualifizierte Bewerber.

Durch die Aussetzung der Ausbil-
dungseignungsverordnung für die
nächsten fünf Jahre und dem dadurch
bedingten Wegfall von Hemmnissen
– sprachliche, zeitliche, Prüfungsangst
– prognostiziert das ZfT eine positive
Entwicklung, hin zu mehr Ausbil-
dungsplätzen. Einen weiteren positi-
ven Impuls soll die Novelle der
Handwerksordnung bringen. Die
neue Regelung ermöglicht unter an-
derem in 65 von 94 Handwerken eine
Firmengründung ohne Meisterbrief.
„Die Neuregelung wird zu Neu-
gründungen führen und neue Ausbil-
dungs- und Arbeitsplätze schaffen“,
erwartet das ZfT.

Informationen:
Zentrum für Türkeistudien
Altendorfer Straße 3
45127 Essen
Tel.: 0201/ 31 98-0
E-Mail: info@zft-online.de
Internet: www.zft-online.de

nen rechtmäßigen Wohnsitz hat.“
angehängt werden.

Für weitere Informationen kann man
sich die pdf-Datei zur Petition auf der
Internetseite www.enar-eu.org her-
unterladen oder eine E-Mail an
Paul.Oriol@compuserve.com senden.
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Beschluss des Europäischen Parlaments

Klares Zeichen für Integration
Mitte Januar hat das Europäische Par-
lament einem Bericht des aus Groß-
britannien kommenden Abgeordneten
der Sozialistischen Fraktion, Claude
Moraes, zu aktiven Steuerung der Ein-
wanderung (etwa durch Green Cards)
und verbesserten Integration der Zu-
wanderer durch Beschäftigung zuge-
stimmt. Die Entschließung ist eine Re-
aktion auf die Mitteilung der Kommis-
sion über „Einwanderung, Integration
und Beschäftigung“ (siehe Forum Au-
gust 2003). Das Parlament unterstützt
die in der Mitteilung formulierte For-
derung nach einem einfacheren Zu-
gang zum Arbeitsmarkt für Zuwande-
rer und Flüchtlinge, was auch zum öko-
nomischen Erfolg der EU im Rahmen
der so genannten Lissabonner Strate-
gie, Wachstum und Wettbewerbs-
fähigkeit zu erhöhen, beitrage.

Das Parlament unterstrich auch, dass
die Bekämpfung von illegaler Einwan-
derung und Menschenhandel nicht zu

einer repressiven Politik gegenüber
Menschen ohne Aufenthaltspapiere
führen dürfe. Vielmehr – so Moraes –
müssten die Menschenhändler und
die Arbeitgeber verfolgt werden, die
die Lage dieser Menschen ausnutzen.

Zur Verbesserung der Integration und
der Teilhabe in den Aufnahme-
gesellschaften fordert das Europäi-
sche Parlament das kommunale Wahl-
recht und das Wahlrecht für das
Europaparlament für Einwanderer, die
sich legal in der EU aufhalten.

Zusammen-
fassend ur-
teilt Claude
Moraes: „In
dem anlau-
fenden Eu-
ropawah l -
kampf set-
zen wir mit
diesem ers-

Bis zum Mai dieses Jahres sollen in der
Europäischen Union die Grundlage für
eine gemeinsame Einwanderungs- und
Asylpolitik fertig gestellt sein. Derzeit
sieht es allerdings nicht so aus, dass
dieses Ziel, das vor fünf Jahren auf dem
EU-Gipfel in Tampere 1999 festgelegt
wurde, erreicht werden könnte.

Diese Politikfelder sind Bestandteil der
im Amsterdamer Vertrag beschlossenen
Schaffung eines so genannten Raums
der Freiheit, der Sicherheit und des
Rechts. Verstanden wird darunter der
Raum, der entsteht, wenn alle Kontrol-
len an den Innengrenzen der EU weg-
fallen. Um die Freiheit in diesem Raum
zu gewährleisten, gibt es eine gemein-
same Politik an den Außengrenzen.

Was eine gemeinsame Asylpolitik be-
trifft, wurden einige Minimal-
bedingungen für die Aufnahme und bei
der Prüfung von Asylanträgen verein-
bart. Zwei Regelungen – Status von
Flüchtlingen und Asylverfahren – ste-

Schlagloch Bundesrat
Gemeinsame Einwanderungs- und Asylpolitik in der EU

cken in einem Schlagloch fest, dem
deutschen Bundesrat. Solange näm-
lich das Zuwanderungsgesetz nicht
verabschiedet ist, kann Deutschland
keiner Regelung zustimmen. Und Ein-
stimmigkeit ist Voraussetzung.

Bei der Zuwanderung konnten sich die
Mitgliedstaaten auf einen Status für
dauerhaft wohnhafte AusländerInnen
einigen, der auch bei einem Umzug in

ein anderes Mitgliedsland bestehen
bleibt. Voraussetzung ist ein fünfjähriger
legaler Aufenthalt. Der Vorschlag der
Kommission für einen Familiennachzug
ist derzeit auch in Frage gestellt. Das
Europaparlament klagt gegen die Re-
gelung, dass Kinder ab 12 Jahren ei-
nen Test ablegen müssen, wenn sie
nachziehen wollen. Eine Bewertung des
bislang Erreichten möchte die Kommis-
sion im Juni vorlegen.

Institutionen in Europa: Der
Europäische Sozialfonds

…gefördert
durch

Im Jahr 2000 starteten die Gemein-
schaftsinitiative Equal und das Bundes-
programm Xenos – Leben und Arbeiten
in Vielfalt. Equal ist eine Initiative zur
Unterstützung von innovativen Projek-
ten, die zur Bekämpfung von Diskrimi-
nierung und zur Förderung des Gleich-
heitsprinzips auf Arbeitsmarkt beitragen.
Die Umsetzung der Projekte erfolgt
durch Netzwerke, den so genannten
Entwicklungspartnerschaften. Xenos
zielt darauf, Fremdenfeindlichkeit, Ras-
sismus in der Gesellschaft entgegen zu
wirken, wobei der Schwerpunkt auf die
Arbeitswelt gelegt wird.

Beide Programme – die bis 2006 lau-
fen – werden durch Mittel des Euro-
päischen Soziafonds (ESF) gefördert.
Die Förderung für Equal beläuft sich
auf insgesamt 514 Millionen Euro für
den Förderzeitraum, Xenos kommt auf
75 Millionen Euro. Durch nationale
Kofinanzierungen verdoppeln sich die
Beträge, die der Arbeit zur Verfügung
stehen in etwa.

Wer ist nun eigentlich die fördernde
Institution? Der seit mehr als vierzig
Jahren existierende ESF ist einer von
vier Strukturfonds der Europäischen
Union. Ein Drittel der Mittel für die
Strukturfonds fließen in den ESF: In der
Förderperiode zwischen 2000 und
2006 stellt der ESF 62,5 Milliarden
Euro für die Entwicklung von Human-
ressourcen und zur Verbesserung der
Funktionsfähigkeit des Arbeitsmarktes
zur Verfügung. Drei bis vier Milliarden
Euro kommen in diesem Jahr hinzu
und sind speziell für die neuen Mit-
gliedstaaten gedacht.

Eine Aufgabe des ESF ist die Förde-
rung der so genannten Ziel-1-Gebie-
te,  in denen das Bruttoinlandsprodukt
unter 75 Prozent des EU-Durchschnitts
liegt. In Deutschland gilt das für die
neuen Bundesländer. Daneben werden
Regionen gefördert, die sich in einer
Phase der industriellen Um-
strukturierung befinden. Der größte
Anteil der Fördermittel fließt in die Be-
reiche Fort- und Weiterbildung, Aus-
bildung und Arbeit.

ten Bericht zur Migration überhaupt
ein klares Zeichen für eine begrenzte
Zuwanderung aus ökonomischen
Gründen und eine umfassende
Integrationspolitik sowohl für die
Neuen als auch für die Millionen eu-
ropäischen Bürger, die einer ethni-
schen Minderheit angehören.“

Informationen zum Beschluss des
Europäischen Parlaments
Büro des Europaabgeordneten
Claude Moraes
Tel.: 0044-7973/ 185 936
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01.03. Ashura:  Wird von Schiiten und
Aleviten im Gedenken an die Ermor-
dung von Hussein gefeiert. 07.03. Pu-
rim: Ist ein jüdischer Feiertag. Er erin-
nert an die Errettung der Juden in Per-
sien. 21.03. Newroz: Für Iraner (Perser)
steht dieser Tag für den Frühlingsan-
fang, als Erwachen der Natur. Die Kur-
den feiern ihn als Freiheitstag. Naw-
Ruz: Bei den Baha'i steht Naw-Ruz am
Ende einer einmonatigen Fastenzeit und
eröffnet das neue Jahr. 21.03. Geburts-
tag des Ali: Zu Ehren ihres Konfes-
sionsgründers feiern Aleviten diesen
Tag. 27. - 29.03. Passah (Pascha):
Wird im jüdischen Glauben im Geden-
ken an die Flucht aus Ägypten begangen.

FEIERTAGE
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KOMMENTAR

Der Schutz vor Diskriminierungen und
die Integration von ArbeitnehmerInnen
mit Migrationshintergrund muss aus-
gebaut werden – in allen Betrieben.
Der ausschlaggebende Punkt ist, wie
man das macht.

Zuerst einmal bietet das Betriebs-
verfassungsgesetz sehr gute Möglich-
keiten. So hat der Betriebsrat im Rah-
men seiner allgemeinen Aufgaben den
Auftrag, die Eingliederung ausländischer
ArbeitnehmerInnen im Betrieb und das
Verständnis zwischen ihnen und den
deutschen Beschäftigten zu fördern so-
wie Maßnahmen zur Bekämpfung von
Rassismus und Fremdenfeindlichkeit im
Betrieb zu beantragen. Das heißt zum
Beispiel, dass der Betriebsrat bei der Vor-
bereitung und Durchführung von per-
sonellen Maßnahmen des Arbeitgebers
besonders darauf zu achten hat, dass
ausländische Beschäftigte bei der Zu-
weisung von Arbeitsplätzen nicht dis-
kriminiert werden und ihre Kenntnisse,
Fähigkeiten und Möglichkeiten in aus-
reichendem Maß berücksichtigt werden.
Daneben verpflichtet § 75 Abs. 1 Arbeit-
geber und Betriebsrat ausdrücklich,
darüber zu wachen, dass eine Ungleich-

Konstantinos Bougiouklis
Betriebsrat bei der Papierfabrik Salach in Göppingen

Betriebsräte als Motor für
Integration

behandlung von Arbeitnehmern wegen
ihrer Abstammung, Religion, Nationali-
tät, Herkunft usw. nicht auftritt.

Um diese Möglichkeiten überhaupt nut-
zen zu können, ist zweierlei nötig: Wis-
sen und Engagement. Um das nötige
Wissen zu erwerben, sind Schulungen
erforderlich, die jedes Betriebsrats-
mitglied in Anspruch nehmen muss. Da
wird aber nicht nur formales Wissen ge-
lernt. Es entstehen Kontakte zu anderen
Betriebsräten, Erfahrungen werden aus-
getauscht. Dadurch kann man von an-
deren lernen und sich auf eventuelle Pro-
bleme im eigenen Betrieb vorbereiten.

Zum Engagement: Aus Erfahrung kann
ich sagen, dass Betriebsräte in der heu-
tigen Zeit mehr reagieren als agieren,
weil die Arbeitgeber versuchen, sie immer
mehr in die Defensive zu drängen. Des-
wegen muss man diese Arbeit mit Leib
und Seele ausüben. Jedes andere Ver-
halten eines Betriebsrats ist meiner Mei-
nung nach verantwortungslos.

Wenn es um Integration geht, müssen
die Betriebsräte der Motor vor Ort im
Betrieb sein. Ein konkretes Instrument

ist der Abschluss von Betriebver-
einbarungen über „Partnerschaftliches
Verhalten am Arbeitsplatz“. Dafür gibt
es auch in mehreren Betrieben im
Organisationsbereich der IG BCE Bei-
spiele, von denen man lernen kann.

Eine solche Vereinbarung wie eine Anti-
diskriminierungspolitik insgesamt lässt
sich nur – bzw. leichter – durchsetzen,
wenn es im Betrieb einen hohen
Organisationsgrad gibt, der wiederum
nur erreicht werden kann, wenn eine
gute Betriebsratsarbeit geleistet wird.
Selbstverständlich kann das nicht aus
dem Büro heraus erreicht werden.

Gleichzeitig müssen wir gegenüber
dem Arbeitgeber deutlich machen, dass
eine gelungene Integration die Identi-
fikation mit dem Unternehmen erhöht
und so die Produktivität verbessert. Aus
einer Gleichstellungspolitik ergeben
sich also für beide Seiten Vorteile.

Bis Ende dieses Jahres will die EU die
Einführung eines so genannten
Europasses vorbereiten. Einen ent-
sprechenden Vorschlag hat die EU-
Kommission verabschiedet. Der
Europass soll die Transparenz von
Qualifikationen verbessern und die
gegenseitige Anerkennung von
Bildungsabschlüssen weiter voran-

Transparenz von Ausbildungsabschlüssen

Der Europass kommt
bringen. Damit werde in der größer
werdenden Union die Mobilität von
ArbeitnehmerInnen gefördert – so
Viviane Reding, Kommissarin für Kul-
tur und Bildung.

Die parallelen Bemühungen ein le-
benslanges Lernen in der Europäi-
schen  Union in die Tat umzusetzen,

wird auf diese Weise begleitet. Le-
benslanges Lernen ist aus Sicht der
Kommission ein entscheidendes Mit-
tel, um die ökonomischen Fortschrit-
te einer wissensbasierten Gesell-
schaft zu sichern. Vorgestellt werden
soll der Europass auf einer Konferenz
im Dezember im niederländischen
Maastricht.


